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Umgang mit mutmaßlichen Kinderhandelsangeboten auf Online-Plattformen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
In den sozialen Netzwerken verbreiten sich derzeit Bilder und Videos, in denen behauptet wird, 
auf der Verkaufsplattform Vinted würden Kinder über vermeintliche Angebote von Stofftieren 
zum Kauf angeboten. Als vermeintliche Belege werden insbesondere Inserate für Stofftiere 
oder andere Gegenstände angeführt, die ungewöhnlich hohe Verkaufspreise sowie Beschrei-
bungen wie Altersangaben, Geschlecht, Farbe oder Zustand enthalten.1 
 
Nach Angaben des Bundeskriminalamtes haben sich seit dem 23. Juni 2026 Anzeigen aus 
verschiedenen Bundesländern zu dem beschriebenen Phänomen gehäuft. Vergleichbare Hin-
weise zu angeblichem Kinderhandel über Online-Kleinanzeigen seien den Sicherheitsbehör-
den bereits aus der Vergangenheit bekannt. Diese hätten sich bislang jedoch nicht bestätigt. 
Auch der Polizei Hessen lagen nach dem erwähnten „ARD-faktenfinder“-Bericht keine belast-
baren Hinweise auf tatsächliche Angebote im Zusammenhang mit Kinder- oder Menschen-
handel und keine konkreten Erkenntnisse über eine akute Gefährdung von Kindern vor. 
 
Hinweise auf mögliche Straftaten zum Nachteil von Kindern sind grundsätzlich ernst zu neh-
men und sorgfältig zu prüfen. Darüber hinaus besteht jedoch die Gefahr, dass gezielte Falsch-
meldungen von realen Gefahren wie sexuellem Kindesmissbrauch ablenken.2 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8446 mit Schreiben vom 14. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern und dem Minister 
für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien und Chef der Staats-
kanzlei beantwortet. 
 
 
1. Wie viele Hinweise, Anzeigen oder sonstige Meldungen zu angeblichen Kinder-

handelsangeboten auf Vinted oder vergleichbaren Online-Plattformen sind seit 
dem 1. Januar 2025 bei den Polizeibehörden und Staatsanwaltschaften des Lan-
des Nordrhein-Westfalen eingegangen? 

 
1 https://www.tagesschau.de/faktenfinder/vinted-kinder-100.html (abgerufen am 15.07.2026) 
2 Ebd. 

https://www.tagesschau.de/faktenfinder/vinted-kinder-100.html
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Daten im Sinne der Fragestellung werden statistisch nicht gesondert erfasst. Zur Beantwor-
tung der Frage bedürfte es daher einer händischen Auswertung sämtlicher in Betracht kom-
mender Einzelvorgänge, die mit vertretbarem Verwaltungsaufwand in der zur Beantwortung 
der Kleinen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nicht zu leisten ist. 
 
 
2. In wie vielen dieser Fälle wurden Ermittlungsverfahren eingeleitet? 
 
Auf die Antwort auf Frage 1 wird Bezug genommen. 
 
 
3. In wie vielen Fällen haben sich die vorgebrachten Verdachtsmomente bis-

lang bestätigt? 
 
Auf die Antwort auf Frage 1 wird Bezug genommen. 
 
 
4. Wie arbeitet die Landesregierung mit dem Bundeskriminalamt, anderen Bundes-

ländern, Plattformbetreibern und sozialen Netzwerken zusammen, um strafrecht-
lich relevante Inhalte frühzeitig zu erkennen und ggf. gezielte Falschmeldungen 
einzudämmen? 

 
Die Polizei Nordrhein-Westfalen arbeitet bei entsprechenden Verdachtsfällen eng mit dem 
Bundeskriminalamt (BKA) und den Polizeien der Länder und des Bundes sowie im Rahmen 
der gesetzlichen Möglichkeiten mit Betreibern von Online-Plattformen und sozialen Netzwer-
ken zusammen. Dazu führt das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen (LKA NRW) mit den 
vorbezeichneten Behörden, insbesondere mit dem BKA und den weiteren Landeskriminaläm-
tern, einen anlassunabhängigen sowie einen anlassbezogenen Informationsaustausch, um 
Erkenntnisse zu teilen und abzugleichen. Die Zusammenarbeit mit kooperierenden Plattform-
betreibern erfolgt im Rahmen etablierter Geschäftsprozesse und abgestimmter Kommunikati-
onswege durch das LKA NRW. 
 
Im Bereich der Online-Plattformen ist die Landesanstalt für Medien NRW als staatsferne Auf-
sichtsbehörde für die Aufsicht über Online-Inhalte bestimmt. Eine ihrer gesetzlichen Aufgaben 
ist das Vorgehen gegen bestimmte strafbare Inhalte im Internet. Sie tut dies auf Grundlage der 
Bestimmungen des Jugendmedienschutzstaatsvertrages (JMStV), der in seinem § 4 einen ab-
schließenden Katalog der in die Aufsichtszuständigkeit der Landesanstalt für Medien NRW 
fallenden strafbaren Inhalte enthält. Es handelt sich etwa um Inhalte, die Straftatbestände im 
Bereich der Kinderpornografie, des Verwendens von Kennzeichen verfassungswidriger Orga-
nisationen oder der Volksverhetzung erfüllen. Hierbei arbeiten die Landesmedienanstalten 
auch mit den Strafverfolgungsbehörden über die Zentrale Meldestelle für strafbare Inhalte im 
Internet (ZMI) des Bundeskriminalamtes zusammen. Darüber hinaus ergehen Hinweise hin-
sichtlich strafbarer Inhalte an Plattformbetreiber. Die Landesmedienanstalten der Bundeslän-
der stehen untereinander in fortlaufendem Austausch zu in ihren Zuständigkeitsbereich fallen-
den Phänomenen. 
 
Ein Vorgehen gegen konkrete gezielte Falschmeldungen ist dann Teil der Zuständigkeiten der 
Landesanstalt für Medien NRW, wenn diese in eine der gesetzlich bestimmten Verstoß-Kate-
gorien fällt, wenn also etwa im Rahmen der Falschmeldung eine Verletzung journalistischer 
Sorgfaltspflichten vorliegt oder die Falschmeldung einen der oben genannten Straftatbestände 
erfüllt. Von der Landesanstalt für Medien NRW werden hingegen keine Inhalte auf ihre Wahr-
heit an sich überprüft. 
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5. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um über reale Erscheinungs-
formen von Kinderhandel und sexuellem Kindesmissbrauch aufzuklären? 

 
Die Polizei Nordrhein-Westfalen arbeitet im Rahmen der Prävention dieser Kriminalitätsphä-
nomene eng mit Schulen, Jugendhilfeeinrichtungen und weiteren Präventionsakteuren zusam-
men. Die kriminalpräventive Arbeit erfolgt dabei sowohl in den örtlich zuständigen Kreispoli-
zeibehörden als auch auf Landes- und Bundesebene. Während die Kreispolizeibehörden ins-
besondere durch regionale Präventions- und Beratungsangebote tätig werden, entwickelt das 
LKA NRW landesweite Präventionsmaßnahmen. Ergänzend erstellt das Programm Polizeili-
che Kriminalprävention der Länder und des Bundes (ProPK) bundesweit abgestimmte Infor-
mations- und Präventionsangebote. 
 
Die für Kriminalprävention und Opferschutz zuständigen Kriminalkommissariate führen Vor-
träge und Informationsveranstaltungen, u. a. in Schulen, für Kinder und deren Erziehungsbe-
rechtigte durch. Darüber hinaus vernetzen sie sich mit Fachkräften des Kinder- und Jugend-
schutzes, um aktuelle Gefährdungslagen frühzeitig zu erkennen. 
 
Das LKA NRW veröffentlicht jährlich das Lagebild „Menschenhandel und Ausbeutung“, wel-
ches Fälle des Menschenhandels und der Ausbeutung in den vier Phänomenbereichen sexu-
elle Ausbeutung, sexuelle Ausbeutung Minderjähriger, Arbeitsausbeutung und sonstige Aus-
beutungsformen, die Fälle des Kinderhandels einschließen, erfasst. Darüber hinaus stellt das 
LKA NRW im Präventionsportal „Mitdenken. Mitmachen. Mit Sicherheit.“ umfassende Informa-
tionen zu Erscheinungsformen der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie zu entsprechen-
den Präventionsmöglichkeiten bereit. Ferner beteiligt sich das LKA NRW am Landesarbeits-
kreis Jugendhilfe, Polizei und Schule, der dem regelmäßigen fachlichen Austausch zu Gefähr-
dungen von Kindern und Jugendlichen dient. 
 
Auf Bundesebene wirkt das LKA NRW an der Gremien- und Grundlagenarbeit sowie an der 
länderübergreifenden Abstimmung von Präventionsschwerpunkten, Maßnahmen, Konzepten, 
Projekten, Programmen und Kampagnen einschließlich deren Umsetzung mit. 
 
Das ProPK klärt die Bevölkerung, Multiplikatoren, Medien und andere Präventionsträger über 
Erscheinungsformen des Menschenhandels und des sexuellen Kindesmissbrauchs auf. Dies 
erfolgt sowohl durch eine kriminalpräventive Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, u. a. zu der 
Verbreitung und Herstellung von Missbrauchsabbildungen sowie des sexuellen Missbrauchs 
von Kindern mit und ohne Körperkontakt, als auch durch die Entwicklung und Bereitstellung 
von Medien, Maßnahmen und Konzepten, welche die örtlichen Polizeibehörden bei der Wahr-
nehmung ihrer Präventionsaufgaben unterstützen. Digitale Tatbegehungsformen wie Cy-
bergrooming und Sextorsion bilden hierbei einen thematischen Schwerpunkt. 
 
Im Sachzusammenhang mit der vorliegenden Kleinen Anfrage veröffentlichte das ProPK am 
09.07.2026 den Online-Artikel „Fake News rund um Verkaufsportale: Nicht alles glauben, was 
viral geht“. 
 
 


